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Antwort 
 
der Landesregierung 

auf die Kleine Anfrage 1133 vom 13. Juni 2018 
der Abgeordneten Verena Schäffer   BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/2845 
 
 
 
Wie sehen die Planungen zum Pilotprojekt für den Einsatz von 
Distanzelektroimpulsgeräten im Streifendienst aus? 
 
 
Vorbemerkungen der Kleinen Anfrage 
 
 
Die schwarz-gelbe Landesregierung will gemäß ihrem Entwurf für ein „Gesetz zur Stärkung 
der Sicherheit in Nordrhein-Westfalen - Sechstes Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen“ (Drucksache 17/2351) den Gebrauch von 
Distanzelektroimpulsgeräten („Taser“) durch Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte 
ermöglichen (vgl. § 58 Absatz 4 des Gesetzentwurfs). Bisher war dies nur Mitgliedern der 
polizeilichen Spezialeinsatzkommandos („SEK“) gestattet.  
 
Der Umgang mit Distanzelektroimpulsgeräten erfordert ein besonderes Training zum Erlernen 
des Einsatzes dieser Waffen.  
 
Ihr Einsatz birgt die Gefahr, dass für die Beamtinnen und Beamten nicht absehbar ist, wie die 
körperliche Reaktion der Person, gegen die die Waffe eingesetzt wird, verlaufen wird. Laut 
dem Abschlussbericht der „Landesarbeitsgruppe "DEIG" Ausbildung und Einsatz der Polizei 
Rheinland-Pfalz mit Distanz-Elektroimpulsgeräten“ standen tödliche Verläufe des Einsatzes 
von Distanzelektroimpulsgeräten „zumeist im Zusammenhang mit Beeinträchtigungen durch 
Alkohol, Drogen oder Medikamente[n], Erkrankungen der Psyche und des Herz-Kreislauf-
Systems, hohem Erregungszustand und körperlicher Anstrengung sowie wiederholten und 
verlängerten Auslösungen von Stromimpulsen“ (Landtag Rheinland-Pfalz, Vorlage 17/1165, 
Seite 19 - https://www.landtag.rlp.de/landtag/vorlagen/1165-V-17.pdf).  
 
Die Herstellerfirma warnt selber mit den folgenden Worten: „Einzelne Personen können 
besonders anfällig für die Wirkung von ECD-Anwendungen sein. Zu diesem Personenkreis 
gehören ältere Personen, Personen mit Herzleiden, Asthma oder anderen Lungenkrankheiten 
sowie Personen, auf die Folgendes zutrifft: agitiertes Delirium, schwerer Erregungszustand, 
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tiefe Erschöpfung, Drogenrausch bzw. chronischer Drogenmissbrauch und/oder körperliche 
Überanstrengung.  
 
 
 
Bei einer Person, die physiologisch geschwächt ist bzw. deren Stoffwechsel geschwächt ist, 
kann jede physiologische oder metabolische Veränderung zum plötzlichen Tod führen oder 
beitragen.“ (TASER Hand-ECD – Warnungen, Anweisungen und Informationen für: 
Einsatzkräfte, Seite 1 von 4, rechte Spalte - https://axon.cdn.prismic.io/axon%2F2b01e8cc-
dd82-410b-9cf5-0a54725c07ee_mpc0192_rev_a_taser_cew_warnings_de.pdf)  
 
Hinsichtlich sekundärer Verletzungen warnt die Herstellerfirma wie folgt: „WARNUNG: 
Sekundäre Verletzung. Der Kontrollverlust infolge des ECD-Einsatzes kann zu Verletzungen 
aufgrund eines Falls oder einer unkontrollierten Bewegung führen. Vermeiden Sie den Einsatz 
von ECDs nach Möglichkeit, wenn das Auftreten von sekundären Verletzungen wahrscheinlich 
ist.“ (TASER Hand-ECD – Warnungen, Anweisungen und Informationen für: Einsatzkräfte, 
Seite 2 von 4, linke Spalte.) 
 
Darüber hinaus wurden seitens der Landesregierung bisher keine Aussagen über die Kosten 
der Anschaffung, die Dauer der Fortbildung der am geplanten Pilotprojekt beteiligten 
Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten sowie die Ausgestaltung des Pilotprojektes 
getroffen. Die Aussage im Gesetzentwurf, dass den öffentlichen Haushalten Kosten entstehen 
würden, „die zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht näher beziffert werden können“, ist in Bezug 
auf die Anschaffung von Distanzelektroimpulsgeräten nicht nachvollziehbar.  
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 1133 mit Schreiben vom 6. Juli 2018 namens 
der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen beantwortet. 
 
 
1.  Wie sehen die Planungen der Landesregierung hinsichtlich des geplanten 

Pilotprojektes aus? (Bitte Zeitplan, beteiligte Kreispolizeibehörden, Anzahl der 
beteiligten Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte, Anzahl der anzuschaffenden 
Geräte, Anzahl der geplanten Fortbildungsstunden bzw. fortlaufenden 
Trainingsstunden pro Jahr für die beteiligten Polizeivollzugsbeamtinnen und -
beamten angeben.)  

 
Derzeit ist geplant Distanzelektroimpulsgeräte (DEIG) ab Ende Oktober 2018 beim Landesamt 
für Aus- und Fortbildung der Polizei Nordrhein-Westfalen (LAFP) zu erproben. Die Erprobung 
dient der Feststellung und Prüfung möglicher Einsatzsituationen im Wachdienst sowie der 
Erstellung eines taktischen Fortbildungskonzeptes. Für die Durchführung ist ein Zeitraum von 
ca. drei Monaten vorgesehen. Dabei wird das LAFP vom Landesamt für Zentrale Polizeiliche 
Dienste Nordrhein-Westfalen (LZPD) sowie temporär von Einsatztrainern der 
Kreispolizeibehörden unterstützt. Der Polizeihauptpersonalrat wird ebenfalls beteiligt. Erst im 
Anschluss an die Erprobung beim LAFP und auf Grundlage des hierbei entwickelten 
Fortbildungskonzeptes wird über das weitere Vorgehen zu entscheiden sein.  
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2.  Wie beurteilt die Landesregierung die in den oben zitierten Warnhinweisen 

geschilderten körperlichen Reaktionen auf Einsätze von 
Distanzelektroimpulsgeräten?  

 
Bei der Erstellung des in Frage 1 angeführten Konzeptes werden auch mögliche, durch den 
Einsatz der DEIG verursachte, Primär- und Sekundärverletzungen berücksichtigt. Eine 
Beurteilung ist erst nach Abschluss dieser Erprobung möglich. 
 
 
3. Beabsichtigt die Landesregierung Verwaltungsvorschriften für den Einsatz von 

Distanzelektroimpulsgeräten zu erlassen, wie sie etwa für den Einsatz von 
Dienstwaffen existieren, mit besonderen Dokumentationsvorgaben nach einem 
erfolgten Einsatz?  

 
Erst auf Grundlage der Ergebnisse der beim LAFP durchgeführten Erprobung sind 
weitergehende Entscheidungen, auch zu möglichen Regelungsbedarfen in Bezug auf den 
Einsatz der DEIG, möglich.  
 
 
4.  Welches Modell von Distanzelektroimpulsgeräten plant die Landesregierung 

anzuschaffen?  
 
Für die Erprobungsphase wurde aus einsatzfachlichen Gründen nach einer Marktschau das 
einzige erhältliche Doppelschussgerät beschafft.  
Hierbei handelt es sich um das „Modell X2“ der Firma Axon. Die Beschaffung für die Erprobung 
stellt keine Festlegung für ein Vergabeverfahren bei einer möglichen Einführung von DEIG für 
den Wachdienst dar. 
 
 
5. Mit welchen Anschaffungskosten rechnet die Landesregierung?  
 
Die Erprobung beim LAFP ist mit einmaligen Kosten in Höhe von ca. 32.000 Euro verbunden, 
die aus dem laufenden Polizeihaushalt finanziert werden. Seriöse Angaben zu den Kosten 
einer flächendeckenden Einführung sind in der derzeitigen Phase noch nicht möglich. 


